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Neues aus Berlin . Eltern erhalten Entschädigung bei Kita- und Schul-
schließungen 
 
Eltern haben Anspruch auf Entschädigung, wenn aus Gründen des Infektionsschutzes Schul- oder 
Kitaferien angeordnet oder verlängert werden oder die Präsenzpflicht in der Schule ausgesetzt wird. 
Einem entsprechenden Gesetzesbeschluss des Bundestags hat der Bundesrat am 
18. Dezember 2020 zugestimmt. Die Regelung ist mit Wirkung zum 16. Dezember 2020 in Kraft 
getreten. 
 
Die Regelung sieht eine Entschädigung vor, wenn Eltern ihre Kinder aufgrund verlängerter Schul- 
oder Betriebsferien, ausgesetztem Präsenzunterricht oder Hybridunterricht zu Hause betreuen 
müssen. Voraussetzung ist, dass keine anderweitige zumutbare Betreuungsmöglichkeit für das Kind 
besteht. Anspruchsberechtigt sind Sorgeberechtigte von Kindern, die das 12. Lebensjahr noch nicht 
vollendet haben oder die behindert und hilfebedürftig sind. 
 
Die betroffenen Eltern haben Anspruch auf Entschädigung in Höhe von 67 % des Verdienstausfalls, 
maximal jedoch von € 2.016,00 monatlich. Der Anspruch gilt für insgesamt 20 Wochen: jeweils zehn 
Wochen für Mütter und 10 Wochen für Väter – bzw. 20 Wochen für Alleinerziehende. Der Maximal-
zeitraum kann verteilt werden. 
 
Der Bundesrat hat am 18. Januar 2021 zudem einem Gesetz zur befristeten Ausweitung des 
Anspruchs auf Kinderkrankengeld (§ 45 SGB V) zugestimmt. Es steigt im Jahr 2021 von 10 auf 20 
Arbeitstage pro Elternteil und von 20 auf 40 Tage für Alleinerziehende. Der Anspruch gilt nicht nur bei 
Krankheit des Kindes, sondern auch, wenn Kitas, Schulen oder Betreuungseinrichtungen pandemie-
bedingt geschlossen sind. Die Regelung gilt bereits ab dem 05. Januar 2021. Für die Zeit des Bezugs 
von Krankengeld ruht der Anspruch nach dem Infektionsschutzgesetz. 
 

Einkommensteuer . Teilnahme an einem Firmenfitnessprogramm kann 
steuerfrei sein 
 
Die monatliche 44,00 €-Freigrenze für Sachbezüge gilt gem. Entscheidung des BFH vom 07. Juli 2020 
auch, wenn Arbeitnehmer auf Kosten ihres Arbeitgebers an einem Firmenfitnessprogramm teilnehmen 
können.  
 
Im Streitfall ermöglichte ein Arbeitgeber seinen Arbeitnehmern im Rahmen eines Firmenfitness-
programms, in verschiedenen Fitnessstudios zu trainieren. Hierzu erwarb er jeweils einjährige 
Trainingslizenzen, für die monatlich jeweils € 42,25 (zzgl. Umsatzsteuer) zu zahlen waren. Die 
teilnehmenden Arbeitnehmer leisteten einen Eigenanteil von € 16,00 bzw. € 20,00.  
 
Der Arbeitgeber ließ die Sachbezüge außer Ansatz, da diese ausgehend von einem monatlichen 
Zufluss unter die 44,00 €-Freigrenze für Sachbezüge fielen. Demgegenüber vertrat das Finanzamt die 
Ansicht, den Arbeitnehmern sei die Möglichkeit, für ein Jahr an dem Fitnessprogramm teilzunehmen, 
„quasi in einer Summe“ zugeflossen, weshalb die Freigrenze überschritten sei. Es unterwarf die 
Aufwendungen für die Jahreslizenzen abzüglich der Eigenanteile der Arbeitnehmer dem Pausch-
steuersatz von 30 %. Doch dem folgte der BFH nicht. 
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Der geldwerte Vorteil ist den teilnehmenden Arbeitnehmern als laufender Arbeitslohn monatlich 
zugeflossen. 
 
Der Arbeitgeber hat sein vertragliches Versprechen, den Arbeitnehmern die Nutzung der Fitness-
studios zu ermöglichen, unabhängig von seiner eigenen Vertragsbindung monatlich fortlaufend durch 
Einräumung der tatsächlichen Trainingsmöglichkeit erfüllt.  
 
Unter Berücksichtigung der von den Arbeitnehmern geleisteten Eigenanteile wurde daher die 44,00 €-
Freigrenze eingehalten, sodass der geldwerte Vorteil aus der Teilnahme an dem Firmenfitness-
programm nicht zu versteuern war. 
 
Freibetrag bei betrieblicher Gesundheitsförderung 
 
Unter gewissen Voraussetzungen können Leistungen des Arbeitgebers zur Verhinderung und 
Verminderung von Krankheitsrisiken und zur Förderung der Gesundheit in Betrieben steuer- und 
sozialversicherungsfrei erbracht werden, soweit die Zuwendungen an einen Mitarbeiter € 600,00 im 
Jahr nicht übersteigen (Freibetrag).  
 
Nach einer Verfügung der Oberfinanzdirektion Karlsruhe vom 21. Juli 2020 fallen unter die Steuer-
befreiung des § 3 Nr. 34 EStG aber insbesondere nicht: Mitgliedsbeiträge in Sportvereinen, Fitness-
studios und ähnlichen Einrichtungen. Ausnahme: Die Teilnahme an den nach § 20 Abs. 2 S. 2 Sozial-
gesetzbuch V zertifizierten Kursen setzt zwingend eine Mitgliedschaft voraus und die Kosten der 
Kurse werden über die Mitgliedsbeiträge abgerechnet und durch Bescheinigungen nachgewiesen. 
 

Einkommensteuer . Zur Besteuerung des Dienstwagens bei Tätigkeit im 
Homeoffice  
 
Wird der geldwerte Vorteil nach der 1 %-Regelung ermittelt, müssen Arbeitnehmer zusätzlich 
monatlich 0,03 % des Listenpreises für jeden Entfernungskilometer versteuern, wenn der Dienst-
wagen auch für Fahrten zwischen Wohnung und erster Tätigkeitsstätte überlassen wird. Wird der Pkw 
aber monatlich an weniger als 15 Tagen für diese Fahrten genutzt, können sie die Einzelbewertung 
wählen. Sie müssen dann pro Fahrt nur 0,002 % des Listenpreises pro Entfernungskilometer 
versteuern. 
 
Viele Arbeitnehmer arbeiten wegen der Coronapandemie von zu Hause aus. Fahrten zwischen 
Wohnung und erster Tätigkeitsstätte werden also oft nicht durchgeführt. Das Landesamt für Steuern 
Niedersachsen hat mit seiner Verfügung vom 18. Juni 2020 darauf hingewiesen, dass im Bereich der 
Dienstwagenbesteuerung keine neuen Regelungen geplant sind, um einer nur geringfügigen Nutzung 
eines Firmenwagens Rechnung zu tragen. 
 
Das Wahlrecht kann für das Kalenderjahr nur einheitlich ausgeübt werden. Ein Wechsel während des 
Kalenderjahres ist unzulässig. Wurde der geldwerte Vorteil also im laufenden Kalenderjahr nach der 
0,03 %-Regelung versteuert, kann der Steuerpflichtige nur im Zuge seiner Einkommensteuer-
veranlagung zur Einzelbewertung wechseln. 
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Tipp: Von einer Versteuerung des geldwerten Vorteils kann allenfalls abgesehen werden, wenn dem 
Arbeitnehmer der Firmenwagen für volle Kalendermonate tatsächlich nicht zur Verfügung 
gestanden hat. Der Arbeitgeber kann mit Wirkung für die Zukunft ein Nutzungsverbot für 
derartige Fahrten aussprechen; ein rückwirkendes Nutzungsverbot ist ausgeschlossen. 

Einkommensteuer . Keine Steuerermäßigung für Werkstattleistungen und 
Straßenreinigungen 
 
Für haushaltsnahe Beschäftigungsverhältnisse, haushaltsnahe Dienstleistungen und Handwerker-
leistungen können Steuerpflichtige nach § 35a EStG eine Steuerermäßigung in Höhe von 20 % der 
Aufwendungen geltend machen, wobei gewisse Höchstbeträge zu beachten sind. 
 
Der BFH hat am 13. Mai 2020 eine Steuerermäßigung für die Reinigung öffentlicher Straßen sowie für 
in Werkstätten erbrachte Handwerkerleistungen abgelehnt. Der Abzug scheiterte jeweils an dem 
Kriterium „haushaltsnah“. 
 
Reinigung der Fahrbahn einer öffentlichen Straße 
 
Im Streitfall machte eine Steuerpflichtige Kosten für die Fahrbahnreinigung einer öffentlichen Straße 
als haushaltsnahe Dienstleistung (§ 35a Abs. 2 EStG) geltend. Sie war zur Reinigung der vor ihrem 
Haus entlangführenden öffentlichen Straße und des (Geh)Wegs verpflichtet. Die Durchführung der 
Reinigung oblag dem Land Berlin als öffentliche Aufgabe, die Kosten wurden aber zu 75 % auf die 
Anlieger abgewälzt.  
 
Die unter § 35a Abs. 2 EStG fallenden Leistungen müssen eine hinreichende Nähe zur Haushalts-
führung aufweisen bzw. mit dieser in Zusammenhang stehen. Zwar kann die Inanspruchnahme von 
Dienstleistungen auch außerhalb der Grundstücksgrenze begünstigt sein. Es muss sich hierbei jedoch 
um Tätigkeiten handeln, die ansonsten üblicherweise von Familienmitgliedern erbracht und im 
unmittelbaren räumlichen Zusammenhang zum Haushalt durchgeführt werden und dem Haushalt 
dienen.  
 
Diese Voraussetzungen sind bei der Reinigung der Fahrbahn einer Straße nicht erfüllt. Die Reinigung 
obliegt regelmäßig der jeweiligen Gemeinde als öffentliche Aufgabe. Selbst wenn die Reinigungs-
pflicht auf die Anlieger abgewälzt wird, ändert dies nichts am Ergebnis.  
 
Ferner stellte der BFH heraus, dass es in Bezug auf die öffentliche Fahrbahn an dem erforderlichen 
räumlich-funktionalen Zusammenhang zum Haushalt fehlt. Dieser endet an der Bordsteinkante, d. h. 
mit dem öffentlichen Gehweg.  
 
Tipp: Anders sieht es jedoch aus, wenn der Eigentümer oder Mieter zur Reinigung oder Schnee-

räumung von Gehwegen verpflichtet ist. Soweit dieser Entscheidung des BFH aus dem Jahr 
2014 jedoch zu entnehmen sein sollte, dass sich die Steuerermäßigung darüber hinaus auch 
auf die Aufwendungen des Winterdienstes für die Fahrbahn bezieht, hält der BFH daran nicht 
fest. 
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Werkstattleistungen 
 
Zudem wurde im Streitfall ein Hoftor repariert. Das Tor wurde ausgebaut, in der Werkstatt des 
Tischlers instandgesetzt und anschließend wieder eingebaut. Für diese Kosten begehrte die 
Steuerpflichtige eine Steuerermäßigung nach § 35a Abs. 3 EStG (Handwerkerleistungen). Aber auch 
dieser Abzug scheiterte, weil ein unmittelbarer räumlicher Zusammenhang zum Haushalt fehlte. 
 
Unerheblich ist, ob die Leistung anstelle in der Werkstatt theoretisch auch im Haushalt hätte erbracht 
werden können. Maßgebend ist allein die Tatsache, dass die Reparatur in der Werkstatt erfolgte. 
Denn der Besteuerung unterliegt der tatsächliche und kein hypothetischer Sachverhalt. 
 
Tipp: Zwar sind in der Werkstatt erbrachte Leistungen nicht begünstigt, wohl aber die Leistungen im 

Zusammenhang mit dem Aus- und Einbau des Tores. Denn diese Arbeiten erfolgen im 
Haushalt. Um einen anteiligen Abzug vornehmen zu können, sollte die Rechnung also in 
einen „Werkstattlohn“ und in einen „vor Ort Lohn“ aufgeteilt werden. Hinsichtlich einer 
Aufteilung äußerte der BFH keine Bedenken. 

 

Einkommensteuer . Kaufpreisaufteilung bei Grundstücken 
 
Eine im Kaufvertrag erfolgte Kaufpreisaufteilung auf den Grund und Boden und das (abschreibungs-
fähige) Gebäude kann grundsätzlich der Besteuerung zugrunde gelegt werden. Voraussetzung: Sie 
darf die realen Wertverhältnisse nicht in grundsätzlicher Weise verfehlen. Ist dies aber der Fall, ist die 
vom Bundesfinanzministerium entwickelte „Arbeitshilfe zur Aufteilung eines Gesamtkaufpreises für ein 
bebautes Grundstück“ nach Ansicht des BFH kein geeignetes Wertermittlungsverfahren. 
 
Der Entscheidung vom 21. Juli 2020 lag folgender Sachverhalt zugrunde: 
 
Eine Steuerpflichtige hatte 2017 eine (vermietete) Eigentumswohnung für € 110.000,00 erworben. 
Laut Kaufvertrag sollten davon € 20.000,00 auf den Grund und Boden entfallen. Somit ging sie für 
Abschreibungszwecke von einem Gebäudeanteil von rund 82 % aus. Das Finanzamt ermittelte aber 
einen Anteil von rund 31 %. Dabei legte es die vom Bundesfinanzministerium bereitgestellte 
„Arbeitshilfe zur Aufteilung eines Gesamtkaufpreises für ein bebautes Grundstück“ zugrunde. Das 
Finanzgericht sah in der Arbeitshilfe ein geeignetes Wertermittlungsverfahren, um die Marktan-
gemessenheit einer vertraglichen Kaufpreisaufteilung widerlegen zu können, zugleich aber auch eine 
geeignete Schätzungshilfe. Dem ist der BFH nun entgegengetreten. 
 
Die Arbeitshilfe gewährleistet die von der Rechtsprechung geforderte Aufteilung nach den realen 
Verkehrswerten von Grund und Gebäude nicht. Denn die Auswahl der zur Verfügung stehenden 
Bewertungsverfahren wird auf das (vereinfachte) Sachwertverfahren verengt. Auch der vor allem in 
großstädtischen Ballungsräumen relevante Orts- oder Regionalisierungsfaktor bleibt außen vor.  
 
Deshalb ist das Finanzgericht bei einer streitigen Grundstücksbewertung in der Regel gehalten, das 
Gutachten eines öffentlich bestellten und vereidigten Sachverständigen einzuholen. 
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Einkommensteuer . Zur Antragsfrist für eine Günstigerprüfung 
 
Grundsätzlich ist die Einkommensteuer auf Kapitalerträge mit der Abgeltungsteuer abgegolten. 
Hiervon gibt es allerdings Ausnahmen. So kann z. B. bei der Einkommensteuerveranlagung die 
Günstigerprüfung beantragt werden. Dann werden die Kapitalerträge den anderen Einkünften 
hinzugerechnet und der tariflichen Einkommensteuer unterworfen, wenn dies zu einer niedrigeren 
Einkommensteuer führt. Ein Antrag kann sich lohnen, wenn der persönliche Steuersatz unter 25 % 
liegt. 
 
Liegt dem Finanzamt ein Antrag auf Günstigerprüfung für Kapitalerträge nach § 32d Abs. 6 EStG vor 
und ist der reguläre Steuertarif niedriger als die Abgeltungsteuer von 25 %, erfolgt die Besteuerung 
zum regulären Steuertarif. Wird in einem Änderungsbescheid nach Eintritt der Bestandskraft aufgrund 
geänderter Besteuerungsgrundlagen erstmals ein Antrag auf Günstigerprüfung möglich, stellt dies 
nach einer Entscheidung des BFH vom 14. Juli 2020 ein rückwirkendes Ereignis dar. 
 
Der Entscheidung lag folgender Sachverhalt zugrunde: 
 
Zusammenveranlagte Eheleute beantragten für 2010 in der Anlage KAP eine Überprüfung des 
Steuereinbehalts nach § 32d Abs. 4 EStG. Ein Antrag nach § 32d Abs. 6 EStG wurde nicht gestellt, da 
dieser wegen der übrigen Einkünfte nicht zu einer niedrigeren Steuer geführt hätte. Die Steuerfest-
setzung wurde bestandskräftig.  
 
Später wurden Beteiligungseinkünfte herabgesetzt und der Bescheid geändert. Hiergegen legten die 
Steuerpflichtigen Einspruch ein und beantragten erstmals eine Günstigerprüfung nach § 32d Abs. 6 
EStG. Diese würde nun – aufgrund der geringeren übrigen Einkünfte – erstmals zu einer niedrigeren 
Steuerfestsetzung führen.  
 
Das Finanzamt lehnte den Antrag jedoch ab. Die hiergegen erhobene Klage war vor dem Finanz-
gericht Köln erfolgreich, das eine Möglichkeit zur Änderung über ein sogenanntes rückwirkendes 
Ereignis annahm.  
 
Der BFH folgte in der Revision der Sichtweise des Finanzgerichts. So liegt in der Änderung des 
Bescheids ein rückwirkendes Ereignis, das einen korrekturbedürftigen Zustand im Hinblick auf die 
bestandskräftig festgesetzte Steuer ausgelöst hat. Denn durch die veränderten Besteuerungs-
grundlagen wurde nach Eintritt der Bestandskraft erstmals eine erfolgreiche Antragstellung nach § 32d 
Abs. 6 EStG möglich. 
 
Es besteht keine generelle Antragsfrist, jedoch wird durch das allgemeine verfahrensrechtliche Institut 
der Bestandskraft eine Antragstellung begrenzt. Nach Unanfechtbarkeit des Bescheids kann ein 
Antrag lediglich innerhalb der Korrekturvorschriften gestellt werden. Ein rückwirkendes Ereignis wie im 
Urteilsfall liegt dabei nur vor, wenn im ursprünglichen Bescheid eine Antragstellung aufgrund höherer 
Einkünfte nicht möglich war und diese im Änderungsbescheid nunmehr erstmals möglich wurde. 
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Einkommensteuer . Kein eigener Hausstand junger Arbeitnehmer im Elternhaus  
 
Aufwendungen für eine beruflich veranlasste doppelte Haushaltsführung können als Werbungskosten 
geltend gemacht werden. Eine derartige doppelte Haushaltsführung liegt allerdings nur vor, wenn der 
Steuerpflichtige außerhalb des Ortes, an dem er einen eigenen Hausstand unterhält, beruflich tätig ist 
und auch am Ort der beruflichen Tätigkeit wohnt. Befindet sich am Beschäftigungsort zugleich der 
Lebensmittelpunkt, scheidet eine doppelte Haushaltsführung aus. 
 
Ein eigener Hausstand setzt zudem das Innehaben einer Wohnung (aus eigenem Recht als 
Eigentümer oder Mieter bzw. aus gemeinsamem oder abgeleitetem Recht als Ehegatte, Lebens-
partner oder Lebensgefährte sowie Mitbewohner) sowie eine finanzielle Beteiligung an den Kosten der 
Lebensführung voraus. 
 
Bei jungen Arbeitnehmern, die nach Beendigung der Ausbildung weiterhin im elterlichen Haushalt ihr 
Zimmer bewohnen, ist zu vermuten, dass sie im Haus ihrer Eltern keinen eigenen Hausstand 
unterhalten. Anders sieht es nach einer Entscheidung des Finanzgerichts Münster vom 
07. Oktober 2020 bei älteren, wirtschaftlich selbstständigen, berufstätigen Kindern aus. Hier ist zu 
vermuten, dass sie die Führung des Haushalts maßgeblich mitbestimmen, sodass ihnen dieser 
Haushalt als „eigener” zugerechnet werden kann. 
 
Der Entscheidung lag folgender Sachverhalt zugrunde: 
 
Nach ihrer Berufsausbildung schloss eine Steuerpflichtige einen ursprünglich vom 
01. September 2015 bis zum 31. August 2018 befristeten Arbeitsvertrag. Anfang 2016 mietete sie am 
Beschäftigungsort (B) eine 54 qm große Wohnung, die sie als Zweitwohnsitz anmeldete. Ihren Haupt-
wohnsitz hatte sie weiter im Elternhaus (in U), wo sie ihr 14 qm großes früheres Kinder-/Jugend-
zimmer nutzte. Mit den Eltern vereinbarte sie eine Kostenbeteiligung von € 200,00 monatlich (Über-
weisung per Dauerauftrag). Die für 2016 erklärten Aufwendungen für eine doppelte Haushaltsführung 
erkannten aber weder das Finanzamt noch das Finanzgericht Münster an. 
 
Ob ein alleinstehender Arbeitnehmer einen eigenen Hausstand unterhält oder aber nur in einen 
fremden Hausstand eingegliedert ist, entscheidet sich unter Einbeziehung und Gewichtung aller 
tatsächlichen Verhältnisse. 
 
Das Finanzgericht gelangte zu der Überzeugung, dass die Steuerpflichtige zwar ihren Lebens-
mittelpunkt in U hatte. Es fehlte aber an einem eigenen Hausstand in U. Dabei verglich das Finanz-
gericht u. a. die Wohnverhältnisse in U und B und berücksichtigte die seit der Kindheit/Jugend der 
Steuerpflichtigen durchgehend unveränderte Wohnsituation im Haus der Eltern.  
 
Tipp: Die Kostenbeteiligung konnte die Vermutung der Eingliederung in den Haushalt der Eltern 

nicht erschüttern. Dieses durch die Rechtsprechung des BFH entwickelte Indiz, das seit dem 
Veranlagungszeitraum 2014 gesetzlich verankert ist, lässt nach Meinung des Finanzgerichts 
nicht zwingend auf das Unterhalten eines eigenen Hausstands schließen. 
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Internetrecht . Unzulässig – Prominentenbild als „Klickköder“ 
 
BGH, Urteil vom 21.01.2021, Az. I ZR 120/19 
 
Der Kampf um Klicks in den digitalen Medien ist hart, da wird alles versucht, um den interessierten 
Leser auf die Artikel des eigenen Verlages zu locken. Da werden mitunter auch schonmal Bilder 
prominenter Persönlichkeiten verwendet, obwohl diese mit dem Artikel inhaltlich gar nichts zu tun 
haben. Für die Nutzung eines Bildes des Moderators Günther Jauch als sog. „Klickköder“ („clickbait“) 
hat der BGH ein Presseunternehmen zur Zahlung einer fiktiven Lizenzgebühr verurteilt. 
 
Dem Rechtsstreit vorausgegangen war die Meldung des beklagten Presseunternehmens auf dessen 
Facebookseite mit folgendem Inhalt: "+++ GERADE VERMELDET +++ Einer dieser TV-Moderatoren 
muss sich wegen KREBSERKRANKUNG zurückziehen. Wir wünschen, dass es ihm bald wieder gut 
geht." In der Meldung enthalten waren Bilder von vier bekannten Fernsehmoderatoren, unter anderem 
von Günther Jauch, der einer Verwendung seines Bildes natürlich nicht zugestimmt hatte. 
 
Klickte der „geköderte“ Leser nun auf den Facebook-Beitrag, wurde er auf das Internetangebot der 
Beklagten weitergeleitet. Dort wurde dann auch über die tatsächliche Krebserkrankung eines der drei 
anderen Fernsehmoderatoren berichtet. Da Herr Jauch weder etwas mit dem anderen Moderator 
noch mit der genannten Erkrankung zu tun hatte, fanden sich in dem Artikel keine Informationen über 
ihn. 
 
Wegen der unberechtigten Nutzung seines Bildes nahm der Moderator Jauch das Presse-
unternehmen auf Zahlung einer fiktiven Lizenzgebühr in Anspruch. Die Vorinstanzen gaben dem 
Kläger Recht. Das Berufungsgericht verurteilte die Beklagte zur Zahlung einer Lizenzgebühr in Höhe 
der geforderten Mindestsumme von € 20.000,00. Das Presseunternehmen legte Revision ein, 
weshalb in letzter Instanz der BGH entscheiden musste. Die Revision wurde zurückgewiesen. Auch 
nach Ansicht des BGH stehe dem Kläger ein Anspruch auf eine fiktive Lizenzgebühr zu. Die 
Entscheidung, ob und in welcher Weise das eigene Bildnis für Werbezwecke zur Verfügung gestellt 
werden soll, sei wesentlicher – vermögensrechtlicher – Bestandteil des Persönlichkeitsrechts. Das 
Berufungsgericht habe aus dem Umstand, dass der Kläger von der redaktionellen Berichterstattung in 
dem verlinkten Artikel selbst nicht betroffen war, zutreffend geschlossen, dass die Beklagte sein 
Bildnis allein zu dem Zweck verwendet habe, die Aufmerksamkeit der Leser auf ihr Presseerzeugnis 
zu lenken, so der BGH.  
 
Da keine Einwilligung des Klägers vorgelegen habe, sei der Eingriff in das Recht des Klägers am 
eignen Bild auch rechtswidrig gewesen. Die Beurteilung, ob das Bildnis dem Bereich der Zeit-
geschichte zuzuordnen sei und damit ohne Einwilligung des Abgebildeten genutzt werden dürfe, 
erfordere eine Abwägung zwischen dem Interesse des Klägers am Schutz seiner Persönlichkeit und 
dem von der Beklagten wahrgenommenen Informationsinteresse der Öffentlichkeit. Vorliegend seien 
nach dem BGH die Interessen des Klägers höher zu gewichten als die der Beklagten. Auf Seiten der 
Beklagten seien keine berechtigten Belange mit Gewicht in die Abwägung einzustellen. Das Posting 
bezogen auf den Kläger liege an der Grenze zu einer bewussten Falschmeldung und damit allenfalls 
am äußersten Rand des Schutzbereichs der Pressefreiheit. 
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Der klagende Moderator müsse die unentgeltliche Verwendung seines Bildes zu Werbezwecken auch 
nicht klaglos hinnehmen. Die Höhe der Lizenzgebühr von € 20.000,00 sei nach Ansicht des BGH 
wegen des überragenden Markt- und Werbewerts des Klägers nicht zu beanstanden. 
 

Arbeits- und Sozialrecht . Mitarbeiterdiebstahl – Kündigung auch bei Ent-
wendung von Desinfektionsmittel 
 
LAG Düsseldorf, Urteil vom 14.01.2021, Az. 5 Sa 483/20 
 
Auch die Entwendung von Desinfektionsmittel aus dem Betrieb des Arbeitgebers kann eine fristlose 
Kündigung rechtfertigen, wie das Landesarbeitsgericht Düsseldorf entschieden hat. 
 
Der betroffene Kläger war bei der Beklagten, einem Paketzusteller, seit 2004 beschäftigt. Zu den Auf-
gaben des Klägers gehörten das Be- und Entladen sowie die Wäsche der Fahrzeuge. Die Wäsche der 
Fahrzeuge erfolgte mit anderen Kollegen. Am 23. März 2020 entdeckte der Werksschutz bei einer 
Ausfahrtskontrolle eine nicht angebrochene Literflasche mit Desinfektionsmittel sowie eine Handtuch-
rolle im Kofferraum des klägerischen Fahrzeugs. Zum Zeitpunkt der Entdeckung betrug der Wert des 
Desinfektionsmittels aufgrund der vorherrschenden Coronapandemie ca. € 40,00. 
 
Wegen dieses Vorfalls wurde dem Kläger die fristlose Kündigung ausgesprochen. Da es zu der Zeit 
immer wieder vorgekommen war, dass aus den Sanitärräumen im Betrieb der Beklagten Desin-
fektionsmittel entwendet wurde, waren bereits zuvor Schilder aufgehängt worden, dass das Mit-
nehmen von Desinfektionsmitteln zur fristlosen Kündigung führen kann. Der Kläger versuchte sich mit 
der Behauptung zu verteidigen, dass er sich während der Arbeit jede Stunde zu seinem Fahrzeug 
begeben habe, um die Hände zu desinfizieren und abzutrocknen. Er habe das Mittel für sich und 
eventuell seine Kollegen verwenden wollen, zumal dieses in den Waschräumen nicht immer verfügbar 
gewesen sei. Bei der Ausfahrt habe er die Sachen im Kofferraum schlicht vergessen.  
 
Dieser Vortrag brachte dem Kläger schon vor dem Arbeitsgericht keinen Erfolg. Die Kündigungs-
schutzklage wurde abgewiesen. Auch vor dem LAG musste der Kläger eine Niederlage einstecken. 
Nach Ansicht der Richter lag ein wichtiger Grund für eine fristlose Kündigung des Klägers vor. Die 
klägerischen Einlassungen hielten die Kammer ebenfalls für nicht glaubhaft. Vielmehr gingen die 
Richter davon aus, dass der Kläger das Mittel entwenden wollte. Wenn er es während der Schicht 
habe benutzen wollen, hätte es nahe gelegen, es auf den Materialwagen am Arbeitsplatz zu stellen. 
Es sei auch nicht nachvollziehbar, dass er das Desinfektionsmittel auch für die Kollegen verwenden 
wollte, denn weder hatte er ihnen gesagt, wo er das Desinfektionsmittel aufbewahrt, noch ihnen den 
Autoschlüssel gegeben, damit sie es benutzen können. Schließlich sei die aufgefundene Flasche nicht 
angebrochen gewesen. 
 
Weiter war die Kammer der Ansicht, dass es trotz der langen Beschäftigungszeit des Klägers bei der 
Beklagten keiner vorherigen Abmahnung bedurft habe. Der Kläger habe in einer Zeit der Pandemie, 
als Desinfektionsmittel Mangelware war und in Kenntnis davon, dass auch die Beklagte mit 
Versorgungsengpässen zu kämpfen hatte, eine nicht geringe Menge Desinfektionsmittel entwendet. 
Damit habe er zugleich in Kauf genommen, dass seine Kollegen leer ausgingen, so die Richter weiter. 
In Ansehung dieser Umstände habe ihm klar sein müssen, dass er mit der Entwendung eines Liters 
Desinfektionsmittel den Bestand seines Arbeitsverhältnisses gefährdete. Auch die Interessen-
abwägung fiel angesichts dieser Umstände zu Lasten des Klägers aus. 
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Gewerblicher Rechtsschutz . Keine Belohnung für Facebook-Likes 
 
LG Bonn, Urteil vom 13.01.2021, Az.: 14 O 82/19 
 
Das Landgericht Bonn hat einer Apotheke in einen Wettbewerbsprozess untersagt, „Likes“ in dem 
sozialen Netzwerk Facebook zu honorieren. 
 
Eine Apotheke in Bonn belohnte Kunden, welche der Apotheke auf Facebook ein „Like“ gaben mit 
zwei „Schlosstalern“. Diese Taler konnten dann in der Apotheke gegen Prämien eingetauscht werden. 
Diese Form der Kundenbindung verurteilte das LG Bonn nun als wettbewerbswidrig. 
 
Nach Ansicht der Richter handele es sich um Werbung mit bezahlten Empfehlungen Dritter. Diese sei 
jedoch unzulässig, wenn sich wie im vorliegenden Fall der Anschein einer objektiven Bewertung (auf 
Facebook) ergebe, der Umstand der bezahlten Empfehlung also nicht offengelegt werde. Die Zahl der 
„Likes“ spiegele im allgemeinen Bewusstsein eine Beliebtheit wider, aus der gemeinhin Rückschlüsse 
auf die Kundenzufriedenheit geschlossen würden, so das Gericht. 
 
Daneben wurde der beklagten Apotheke untersagt, als „exklusive Notfall-Apotheke“ zu werben. Auch 
dies stelle ebenfalls eine unlautere Werbung dar, da – nach dem Urteil der Richter – jede Apotheke 
auch eine Notfall-Apotheke sei. 
 
Ob das Urteil rechtskräftig ist, ist diesseits nicht bekannt. 
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